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9504 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Wirtschaftsausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 9. Dezember 2015 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über die Einrichtung einer Wohnbauinvestitionsbank (WBIB-
G) erlassen und das Bundesgesetz über Steuerliche Sondermaßnahmen zur Förderung des 
Wohnbaus und das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz geändert werden  

Auf Basis von Erhebungen der Statistik Austria ist davon auszugehen, dass Österreich bis zum Jahr 2030 
voraussichtlich etwa 9,2 Mio. Einwohner haben wird. Das bedeutet einen Anstieg um 8,3% oder über 
700.000 Einwohner innerhalb von 15 Jahren. Bundesweit wird es über 10% mehr Haushalte geben, wobei 
ein überproportionales Wachstum von Einpersonenhaushalten angenommen wird (Anstieg um beinahe 
17%). Es ist weiters davon auszugehen, dass der geförderte Wohnbau den Bedarf an leistbarem Wohnen 
nicht vollständig abdecken können wird. Bei einem „drohenden Wohnungsmangel“ entwickle sich – so 
etwa die Einschätzung der BIG-Tochter ARE – ein „dynamischer Markt für Miet- und 
Wohnungseigentumsobjekte“ und ein „steigender Bedarf im Bereich des leistbaren Wohnens“. 
Dem soll mit dem Konjunkturpaket zur Schaffung von leistbarem Wohnraum bzw. dem gegenständlichen 
Beschluss des Nationalrates budgetschonend entgegen gewirkt werden. Mit Hilfe einer (entgeltlichen) 
Haftungsübernahme des Bundes für 500 Mio. € wird es der neu zu schaffenden Wohnbauinvestitionsbank 
– WBIB (mit privaten Gesellschaftern ausschließlich aus dem Bereich von Wohnbaubanken bzw. 
Bausparkassen) ermöglicht, Globaldarlehen im Ausmaß von bis zu 700 Mio. € bei Instituten bzw. 
Einrichtungen gem. § 3 Abs. 2 abzuholen. Auf Basis der Haftungsvereinbarungen zwischen Bund und 
WBIB soll das Spezialinstitut WBIB diese Mittel – zusätzlich zur Wohnbauförderung der Länder – in 
Form möglichst kostengünstiger Wohnbaukredite an gemeinnützige und gewerbliche Bauträger sowie an 
Kommunen zugunsten siedlungsbezogener Wohninfrastruktur vergeben, wodurch ein den 
Wohnungsmarkt insgesamt entlastendes und Konjunktur belebendes Investitionsvolumen von insgesamt 
5,75 Mrd. € zu erwarten ist. 750 Mio. € für siedlungsbezogene Wohninfrastruktur und 5 Mrd. € für die 
Schaffung von insgesamt 30.000 leistbaren Wohnungen für rd. 68.000 Bewohner, zumal die modell-
begründeten Kostenvorteile unmittelbar an die endbegünstigten Wohnungsnutzer weiterzureichen sind. 
 
Der Wirtschaftsausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
15. Dezember 2015 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Christian Poglitsch. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Ingrid Winkler, Ing. Hans-Peter Bock, 
Ferdinand Tiefnig, Gerd Krusche, Dr. Heidelinde Reiter und Wolfgang Beer. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Christian Poglitsch gewählt. 
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Der Wirtschaftsausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 15. Dezember 2015 mit Stimmenmehrheit 
den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2015 12 15 

 Christian Poglitsch Sonja Zwazl 
 Berichterstatter Vorsitzende 
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